Ausgabe A. 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 40 Ausgegeben Danzig, den 2. Dezember 1925 
—Ü——.—.—. — —— — — 


— 

Inhalt. Geſetz über die Zuſtimmung zu dem Genfer Abkommen wegen Durchleitung elektriſcher Arbeit und 

dem Genfer Abkommen wegen Bewirtſchaftung von Waſſerkräften, an denen mehrere Staaten beteiligt ſind, beide vom 

9. Dezember 1923 (S. 313). — Geſetz betreffend Aenderungen der Eiſenbahn⸗Bau⸗ und Betriebsordnung vom 4. November 
1904 (S. 322). — Verordnung (S. 322). 


90 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
über die Zuſtimmung zu dem Genfer Abkommen wegen Durchleitung elektriſcher Arbeit 
und dem Genfer Abkommen wegen Bewirtſchaftung von Waſſerkräften, an denen 
mehrere Staaten beteiligt find, beide vom 9. Dezember 1923. Vom 4. 11. 1925. 
Einziger Paragraph. i 
Dem Genfer Abkommen wegen Durchleitung elektriſcher Arbeit und dem Genfer Abkommen wegen 
Bewirtſchaftung von Waſſerkräften, an denen mehrere Staaten beteiligt find, beide vom 9. Dezember 1923, 
wird zugeſtimmt. 
Danzig, den 4. November 1925. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Leske. 


Abkommen f 
betr. die Bewirtihnftung von Waſſerkräften, an denen mehrere Staaten beteiligt find, 
ö ſowie Unterzeichnungsprotokoll. 


(Da dieſes Abkommen bis zum 31. Oktober 1925 unterzeichnet werden kann, werden die Namen 
der Länder und ihrer Bevollmächtigten an dieſem Tage in alphahetiſcher Reihenfolge eingetragen werden.) 


Um durch eine internationale Vereinbarung die Auswertung der Waſſerkräfte zu fördern und ihre 
Ergiebigkeit zu verbeſſern, haben die Hohen Vertragsparteien nach Annahme der Einladung des Völker— 
bundes zur Teilnahme an einer Konferenz, die am 15. November 1923 in Genf tagte, in dem Beſtreben, 
zu dieſem Zweck ein allgemeines Abkommen abzuſchließen, zu ihren Bevollmächtigten ernannt: 

(Es folgen die Namen) 


die nach dem Austauſch ihrer für gut und richtig befundenen Vollmachten über folgendes überein⸗ 
gekommen find: : 
Artikel 1. 
Diejes Abkommen berührt in feiner Weile das Recht eines jeden Staates in den Grenzen des 
internationalen Rechts auf ſeinem Gebiete alle ihm erwünſchten Arbeiten zur Bewirtſchaftung der Waſſer⸗ 
kräfte auszuführen. 8 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 10. 12. 1925). 
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Artikel 2 

Falle die rationelle Auswertung der Waſſerkräfte eine internationale Umfrage erforderlich macht, 
werden die intereſſierten Vertragsſtaaten eine ſolche Nachforſchung unterſtützen. Sie wird auf Antrag eines 
der Staaten gemeinſam vorgenommen werden, um für die Geſamtheit ihrer Intereſſen die günſtigſte Löſung 
und wenn möglich einen Bewir ſchaftungsplan feſtzulegen unter Berückſichtigung der bereits beſtehenden, der 
im Bau begriffenen und der geplanten Werke. 

Jeder Vertragsſtaat, der einen auf dieſe Weiſe aufgeſtellten Bewirtſchaftungsplan abzuändern 
wünſcht, wird erforderlichenfalls eine erneute Nachforſchung unter den im vorhergehenden Abſatze vorgeſehenen 
Bedingungen anſtellen. 

Die Durchführung eines Bewirtſchaftungsplanes iſt für jeden Staat nur verbindlich, wenn dieſe 
Verpflichtung ausdrücklich übernommen worden iſt. 


Artikel 3. 

Wenn ein Vertragsſtaat den Wunſch hat, Arbeiten zur Bewirtſchaftung von Waſſerkräften aus⸗ 
zuführen, die zum Teil auf ſeinem eigenen Gebiete, zum Teil auf dem Gebiete eines anderen Vertragsſtaates 
vorgenommen werden müſſen oder eine Veränderung auf dem Gebiete eines anderen Vertragsſtaates mit 
ſich bringen, ſo werden die beteiligten Staaten über den Abſchluß von Übereinkommen verhandeln, die die 
Ausführung dieſer Arbeiten geſtatten. 5 

Artikel 4. 
Wenn ein Vertragsſtaat den Wunſch hat, Arbeiten zur Bewirtſchaftung von Waſſerkräften aus⸗ 


zuführen, die für einen anderen Vertragsſtaat eine ſchwere Schädigung zur Folge haben könnten, ſo werden 
die beteiligten Staaten über den Abſchluß von Übereinkommen verhandeln, die die Ausführung dieſer 
Arbeiten geſtatten. 


Artikel 5. a 
Die Löſungen der techniſchen Fragen, denen in den Übereinkommen, die in den vorhergehenden 
Artikeln vorgeſehen ſind, zugeſtimmt worden iſt, werden in den Grenzen der Geſetzgebung eines jeden Landes 
ausſchließlich den Erwägungen Rechnung tragen, die billigerweiſe in ähnlichen Fällen der Bewirtſchaftung 
von Waſſerkräften, an denen nur ein Staat interefjiert iſt, Berückſichtigung finden, ohne Anſehung einer 
politiſchen Grenze. N 
Artikel 6. 
Die in den vorhergehenden Artikeln ins Auge gefaßten Übereinkommen können je nachdem ins⸗ 


beſondere vorſehen: 


a) die allgemeinen e für die Anlage, die Unterhaltung und die Ausnutzung der Werke; 
b) die angemeſſenen Leiſtungen der beteiligten Staaten zu den Koſten, Gefahren, Beſchädigungen 


und Laſten jeder Art, die durch die Anlage und Ausnutzung der Werke entſtehen, ſowie zur 


Deckung der Unterhaltungskoſten; 
c) die Regelung der Fragen der finanziellen Zuſammenarbeit; 


d) die Einrichtung der techniſchen Bete gang und der Überwachung der öffentlichen Sicherheit; 


e) den Schutz der Orte; 
9 die Regelung des Waſſerlaufs; 
) den Schuß der Rechte Dritter; 
5 das Verfahren für die Regelung von Meinungsverſchiedenheiten über die Auslegung und An⸗ 
wendung der Übereinkommen. 
Artikel 7. 
Die Anlage und der Betrieb von Werken zur Ausnutzung der Waſſerkräfte jindtim Gebiet eines 


jeden Staates den geſetzlichen und verwaltungstechniſchen Beſtimmungen unterworfen, die auf die Anlage 
und den Betrieb ähnlicher Werke in dieſem Staate anzuwenden ſind. 


DD 
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Artikel 8. 

Was die ſchiffbaren Waſſerwege anlangt, die als unter das allgemeine Abkommen über die Ver⸗ 
waltung der ſchiffbaren Waſſerwege von internationalem Intereſſe fallend angeſehen werden müſſen, ſo ſind 
die Rechte und Verpflichtungen, die ſich aus den in Übereinſtimmung mit dem vorliegenden Abkommen 
geſchloſſenen Vereinbarungen ergeben, nur vorbehaltlich der Rechte und Verpflichtungen zu verſtehen, die ſich 
aus dem allgemeinen Abkommen und den geſchloſſenen oder zu ſchließenden beſonderen Übereinkommen 
ergeben, die für dieſe ſchiffbaren Waſſerwege maßgebend ſind. 


Artikel 9. 

Dieſes Abkommen legt nicht die Rechte und Pflichten der kriegführenden und neutralen Mächte in 
Kriegszeiten feſt. Es bleibt jedoch in Kriegszeiten in Kraft, ſoweit es mit dieſen Rechten und Pflichten 
vereinbar iſt. a f 

5 Artikel 10. 

Dieſes Abkommen hat in keiner Weiſe die Zurückziehung von Erleichterungen zur Folge, die größer 
ſind, als ſie ſich aus dieſen Beſtimmungen ergeben, und zur Bewirtſchaftung der Waſſerkräfte unter Be⸗ 
dingungen gewährt worden ſind, die mit ſeinen Grundſätzen vereinbar ſind. Es enthält auch kein Verbot, 
ähnliche Erleichterungen in Zukunft zu gewähren. 

Artikel 11. 

Dieſes Abkommen berührt in keiner Weiſe die Rechte und Pflichten der Vertragsſtaaten auf Grund 
von früheren Abkommen oder Verträgen über Angelegenheiten, die Gegenſtand dieſes Abkommens ſind, oder 
auf Grund von Beſtimmungen über dieſelben Angelegenheiten in allgemeinen Verträgen, insbeſondere in den 
Verträgen von Verſailles, Trianon und anderen, die den Krieg von 1914—1918 abſchloſſen. 


Artikel 12. 


Wenn zwiſchen den Vertragsſtaaten eine Meinungsverſchiedenheit über die Anwendung oder Aus⸗ 
legung dieſes Abkommens entſteht und dieſe nicht unmittelbar zwiſchen den Parteien oder ſonſt auf irgend 
eine gütliche Weiſe geregelt werden kann, können die Parteien dieſe Meinungsverſchiedenheit zwecks beratender 
Begutachtung der Stelle unterbreiten, die vom Völkerbund für ſeine Mitglieder als beratende und techniſche 
Stelle eingerichtet worden iſt, wofern fie nicht in gegenſeitigem Einvernehmen beſchloſſen haben oder be- 
ſchließen, ein anderes beratendes, ſchiedsrichterliches oder gerichtliches Verfahren anzuwenden. 

Die Beſtimmungen des vorhergehenden Abſatzes ſind nicht anwendbar auf jedweden Staat, der 
gegen die Durchleitung Gründe geltend macht, die ſich ſtützen auf den ernſtlichen Schaden für ſeine nationale 
Wirtſchaft oder Sicherheit. 8 
Artikel 13. 

Es wird vereinbart, daß dieſes Abkommen nicht dahin auszulegen iſt, daß es in irgend einer Weiſe 
die Rechte und Verpflichtungen der Gebiete regelt, die zu einem ſouveränen Staate gehören oder ſeiner 
Schutzherrſchaft unterſtehen, gleichviel ob dieſe Staaten im einzelnen Vertragsſtaaten ſind oder nicht. 


Artikel 14. ; 

Keine Stelle in den vorhergehenden Artikeln kann dahin ausgelegt werden, daß fie in irgend einer 

Weiſe die Rechte oder Pflichten eines Vertragsſtaates in ſeiner Eigenſchaft als Mitglied des Völkerbundes berührt. 
Artikel 15. - 


Dieſes Abkommen, deſſen franzöſiſcher und engliſcher Wortlaut in gleicher Weiſe maßgebend iſt, 
trägt das Datum vom heutigen Tage und ift bis zum 31. Oktober 1924 jedem Staate, der auf der Genfer 
Konferenz vertreten war, jedem Mitgliede des Völkerbundes ſowie jedem Staate zur Unterzeichnung zugängig, 
dem der Rat des Völkerbundes zu dieſem Zweck einen Abdruck dieſes Abkommens übermittelt. 
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Artikel 16. 

Dieſes Abkommen ift von der Ratifikation abhängig. Die Ratifikationsurkunden ſind dem General⸗ 
ſekretär des Völkerbundes zu überſenden, der alle Signatar oder beitretenden Staaten von der Hinterlegung 
der Urkunden in Kenntnis ſetzt. 5 
Artikel 17. 

Vom 1. November 1924 ab kann jeder Staat, der auf der Genfer Konferenz vertreten geweſen iſt, 
jedes Mitglied des Völkerbundes und jeder Staat, dem der Rat des Völkerbundes zu dieſem Zweck eine 
Ausfertigung übermittelt, dieſem Abkommen beitreten. 

Dieſer Beitritt erfolgt durch ein Schriftſtück, das dem Generalſekretär des Völkerbundes zwecks 
Hinterlegung in den Archiven des Sekretariats überſandt wird. Der Generalſekretär ſetzte alle Signatar 
oder beitretenden Staaten von dieſer Hinterlegung unverzüglich in Kenntnis. 

Artikel 18. 

Dieſes Abkommen tritt erſt in Kraft, nachdem es von drei Staaten ratifiziert worden ift. Es wird 
am neunzigſten Tage nach Eingang der dritten Ratifikationsurkunde beim Generalſekretär des Völkerbundes 
in Kraft treten. Später wird dieſes Abkommen für jede der Parteien 90 Tage nach dem Empfange der 
Ratifikationsurkunde oder der Mitteilung über den Beitritt wirkſam. 

Dieſes Abkommen wird am Tage ſeines Inkrafttretens gemäß den Beſtimmungen des Artikels 18 
der Satzung des Völkerbundes vom Generalſekretär eingetragen werden. 


Artikel 19. 

Der Generalſekretär des Völkerbundes wird ein beſonderes Protokoll führen, das unter Berück⸗ 
ſichtigung des Artikels 21 nachweiſt, welche Parteien dieſes Abkommen unterzeichnet oder ratifiziert haben, 
ihm beigetreten ſind oder es aufgekündigt haben. Dieſes Protokoll iſt den Mitgliedern des Völkerbundes 
jederzeit zugängig und wird ſo oft wie möglich gemäß den Anweiſungen des Rats veröffentlicht werden. 


Artikel 20. 

Vorbehaltlich der Beſtimmungen des Artikels 11 dieſes Abkommens kann dasſelbe von jeder der 
Parteien nach Ablauf von 5 Jahren nach dem Datum ſeines Inkrafttretens für die betreffende Partei auf⸗ 
gekündigt werden. Die Kündigung muß in Form einer ſchriftlichen Mitteilung erfolgen, die an den General⸗ 
ſekretär des Völkerbundes zu richten iſt. Eine Abſchrift dieſer Mitteilung, die alle anderen Parteien von 
dem Tage des Einganges der Mitteilung in Kenntnis ſetzt, wird dieſen ſofort durch den Generalſekretär 
überſandt werden. 

Die Kündigung wird ein Jahr nach dem Tage wirkſam, an dem ſie bei dem Generalſekretär eingeht 
und gilt nur für den Staat, der ſie ausſpricht. 

Artikel 21. 

Jeder Staat, der dieſes Abkommen unterzeichnet oder ihm beitritt, kann entweder im Augenblicke 
ſeiner Unterzeichnung bezw ſeiner Ratifizierung oder ſeines Beitritts erklären, daß ſeine Annahme des Ab- 
kommens entweder für einige oder für ſämtliche fein Schutzſtaaten, Kolonien, Überſeebeſitzungen oder 
⸗Gebiete, die ſeiner Souveränität oder Autorität unterſtehen, nicht verbindlich iſt und kann ſpäter gemäß 
Artikel 17 geſondert im Namen eines dieſer durch dieſe Erklärung ausgeſchloſſenen Schutzſtaaten, Kolonien, 
überſeeiſchen Beſitzungen oder Gebiete beitreten. 

Die Kündigung kann ebenfalls getrennt für jeden Schutzſtaat, jede Kolonie, überſeeiſche Beſitzung 
oder Gebiet erfolgen; die Beſtimmungen des Artikels 20 finden auf dieſe Kündigung Anwendung. f 

Artikel 22. N 
Die Durchſicht dieſes Abkommens kann von einem Drittel der Vertragsſtaaten zu jeder Zeit 
verlangt werden. 5 ; 
Zu Urkund deſſen die nachgenannten Bevollmächtigten dieſes Abkommen unterzeichnet haben. 9 
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Geſchehen in Genf am neunten Dezember neunzehnhundertdreiundzwanzig in einer einzigen Aus⸗ 
fertigung, die in den Archiven des Sekretariats des Völkerbundes hinterlegt bleibt. 


Oſterreich Emerich Pflügl 
Belgien Xavier Neujean 
Kaiſerreich Britannien H. Llewellyn Smith 
Chile Francisco Rivas Bicuna 
Dänemark A. Holck-Colding 
Freie Stadt Danzig Bohdan Winiarski 
Griechenland A. Politis 
8 D. G. Phocas 

Ungarn Walter 
Italien Paolo Bignami 
Litauen Dobkevicius 
Polen Bohdan Winiars ki 
Königreich der Serben, Kroaten f 

und Slovenen B. Voukovitch 
Uruguay B. Fernandez y Medina 


Für Richtigkeit der Abſchrift 
i. A. des Generalſekretärs 
Der Direktor der Rechtsabteilung. 


Unterzeichnungs protokoll 
des Abkommens, betr. die Bewirtſchaftung von Waſſerkräften, an denen mehrere Staaten 
beteiligt find. 

Im Augenblick der Vornahme der Unterzeichnung des am heutigen Tage geſchloſſenen Abkommens, 
betr. die Bewirtſchaftung von Waſſerkräften, an denen mehrere Staaten beteiligt find, find die ordnungsmäßig 
bevollmächtigten Unterzeichneten über folgendes übereingekommen: 

Die Beſtimmungen dieſes Abkommens ändern in keiner Weiſe das internationale Recht inbezug auf 
die Verantwortlichkeit und die Verpflichtungen eines jeden Staates hinſichtlich irgend eines Schadens, der 
durch die Ausführung von Arbeiten zur Bewirtſchaftung von Waſſerkräften entſteht. 

Dieſes Protokoll hat dieſelbe Wirkſamkeit, Gültigkeit und Dauer wie das am heutigen Tage 
geſchloſſene Abkommen und wird als ein zu ihm gehöriger Teil angeſehen. 

Zu Urkund deſſen die nachgenannten Bevollmächtigten dieſes Protokoll unterzeichnet haben. 

Geſchehen in Genf, am neunten Dezember neunzehnhundertdreiundzwanzig in einfacher Ausfertigung, 
die in den Archiven des Sekretariats des Völkerbundes hinterlegt wird; eine begl. Abſchrift wird allen 
Staaten, die auf der Konferenz vertreten waren, überſandt werden. 

(Es folgen die Unterſchriften, wie ſie unter dem Abkommen ſtehen). 

Für Richtigkeit der Abſchrift 
i. A. des Generalſekretärs 
Der Direktor der Rechtsabteilung. 
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Abkommen 
betreffend die Durchleitung elektriſcher Kraft. 


(Da dieſes Abkommen bis zum 31. Oktober 1924 unterzeichnet werden kann, werden die Namen der Länder 
und ihrer e an dieſem a in „ wehen eingetragen werden.) 


Um die Indern dna Verständigung bei ein Abſchluſe von Abkommen über die Durchleitung 
elektriſcher Kraft unter den beteiligten Staaten zu erleichtern, haben die Hohen Vertragsparteien nach An- 
nahme der Einladung des Völkerbundes zur Teilnahme an einer Konferenz, die am 15. November 1923 

in Genf tagte, in dem Beſtreben, zu dieſem Zweck ein allgemeines Abkommen abzuschließen, zu ihren 
Bevollmächtigten ernannt: 
(es folgen die Namen) 
die nach dem Austauſch ihrer für gut und richtig befundenen Vollmachten über folgendes übereingekommen ſind: 
f Artikel J. 

Jeder Vertragsſtaat verpflichtet ſich, mit jedem anderen Vertragsſtaate, der an ihn ein entſprechendes 
Erſuchen richtet, in Verhandlungen einzutreten zwecks Abſchluſſes von Abkommen, die die Durchleitung von 
ekektriſcher Kraft durch ſein Gebiet gewährleiſten ſollen. . 

Die Vertragsstaaten behalten ſich jedoch das Recht vor, die Beſtimmungen des vorhergehenden 
Abſatzes nicht anzuwenden, wenn ſie gegen die Durchleitung elektriſcher Kraft durch ihr Gebiet Hinderungs- 


gründe anführen können, die ſich darauf ſtützen, daß eine derartige Durchleitung ihre Wirtſchaft oder ihre 
nationale Sicherheit ernſtlich ſchädigen würde. 
Artikel 2. 

Die elektriſche Kraft wird als durch das Gebiet eines Vertrags⸗Staates hindurchgeleitet angeſehen, 
wenn ſie mittels beſonderer Leitungen durch das Gebiet hindurchgeleitet wird, ohne auch nur teilweiſe 
innerhalb der Grenzen dieſes Gebietes erzeugt, genutzt oder transformiert zu werden. 

Artikel 3. 

Die Löſung der techniſchen Fragen, die bei der Durchführung des 1. Abſatzes des 1. Artikels in 
Betracht zu ziehen ſind, wird ausſchließlich den Erwägungen Rechnung tragen, die in ähnlichen Fällen bei 
der Inlandsleitung geſetzmäßig berückſichtigt werden; es iſt jedoch zu beachten, daß ausnahmsweiſe auf 
volitiſche Grenzen Rückſicht genommen werden kann, wenn die Löſung der techniſchen Fragen dadurch nicht 
weſentlich betroffen wird. 

Artikel 4. 

Die im erſten Artikel ins Auge gefaßten Abkommen können insbeſondere vorſehen: 

a) die allgemeinen Bedingungen für die Einrichtung und Unterhaltung der Leitungen; 

b) die angemeſſenen Leiſtungen, die an den Staat, durch deſſen Gebiet die Durchleitung erfolgt, für 

Unkoſten, Gefahren, Beſchädigungen und Laſten jeder Art, Verwaltungs- und Überwachungskoſten, 

die durch die Einrichtung und den Betrieb der Leitungen entſtehen, ſowie erforderlichenfalls als 
Erſtattung der Unterhaltungskoſten zu entrichten ſind; 
c) die Einrichtung der techniſchen Beaufſichtigung und der Überwachung der öffentlichen Sicherheit; 
d) die Beſchaffenheit der telephoniſchen oder telegraphiſchen Leitungen, die für den Durchleitungs⸗ 
dienſt elektriſcher Kraft erforderlich ſind; j 
e) die Art der Regelung von Streitigkeiten über die Auslegung und Anwendung der Abkommen. 
Artikel 5. 

Der Bau von Leitungen, die Durchleitung und die zu ihrer Gewährleiſtung beſtimmten Anlagen 

ſind in dem Staate, durch deſſen Gebiet die Durchleitung erfolgt, den geſetzlichen oder verwaltungstechniſchen 
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Beſtimmungen unterworfen, die nach der Geſetzgebung dieſes Staates auf den Bau von SE die 
Weiterleitung von elektriſcher Kraft und auf ähnliche Anlagen anwendbar JE, 


Artikel 6. 

Die Durchleitung von elektriſcher Kraft ift keinen beſonderen Gebühren oder Steuern unterworfen, 

da dieſe Weiterleitung eine Durchleitung iſt. : 
Artikel 7. 

Die Vertragsſtaaten werden es ſich angelegen ſein laſſen, auf ihrem Gebiete in den Grenzen ihrer 

Landesgeſetze die Anwendung der in dem 1. Artikel ins Auge gefaßten Abkommen zu erleichtern. 
Artikel 8. 

Die Beſtimmungen dieſes Abkommens machen keinem Vertragsſtaate zur Pflicht, von dem 

Enteignungsrecht Gebrauch zu machen oder irgend eine Verbindlichkeit aufzuerlegen. 
Artikel 9. 

Dieſes Abkommen legt nicht die Rechte und Pflichten der kriegführenden und neutralen Mächte in 
Kriegszeiten feſt. Nichtsdeſtoweniger bleibt es in Kriegszeiten beſtehen, ſoweit es ſich mit dieſen Rechten 
und Pflichten vereinbaren läßt. 

Artikel 10. 

Dieſes Abkommen hat in keiner Weiſe die Zurückziehung größerer Erleichterungen zur Folge, als 
ſie ſich aus dieſen Beſtimmungen ergeben, wenn ſie unter Bedingungen, die mit dieſen Grundſätzen vereinbar 
ſind, für die Durchleitung von elektriſcher Kraft auf dem der Souveränität oder Autorität eines der Ver⸗ 
tragsſtaaten unterſtellten Gebiete gewährt wurden Es enthält auch kein Verbot, ähnliche Erleichterungen in 
Zukunft zu gewähren. 

Artikel 11. 

Dieſes Abkommen berührt in keiner Weiſe die Rechte und Verpflichtungen der Vertragsſtaaten auf 
Grund früherer Abkommen oder Verträge über Angelegenheiten, die Gegenſtand dieſes Abkommens ſind, oder 
auf Grund von Beſtimmungen über dieſelben Angelegenheiten in allgemeinen Verträgen, insbeſondere in den 
Verträgen von Verſailles, Trianon u. a., die den Krieg von 1914-1918 abſchloſſen. 

Artikel 12. f 5 

Wenn zwiſchen Vertragsſtaaten eine Meinungsverſchiedenheit über die Anwendung oder Auslegung 
dieſes Abkommens entſteht und dieſe nicht unmittelbar zwiſchen den Parteien oder ſonſt auf irgend eine 
gütliche Weiſe geregelt werden kann, können die Parteien dieſe Meinungsverſchiedenheit zwecks beratender 
Begutachtung der Stelle unterbreiten, die vom Völkerbund für ſeine Mitglieder als beratende und techniſche 
Stelle für Angelegenheiten des Verkehrs und der Durchfuhr eingerichtet worden iſt, wofern ſie nicht in 
gegenſeitigem Einvernehmen beſchloſſen haben oder beſchließen, ein anderes beratendes, ſchiedsrichterliches 
oder gerichtliches Verfahren anzuwenden. 

Die Beſtimmungen des vorhergehenden Abſatzes ſind nicht anwendbar auf jedweden Staat, der 
gegen die Durchleitung Gründe geltend macht, die ſich ſtützen auf den ernſtlichen Schaden für ſeine nationale 
Wirtſchaft oder Sicherheit. 

Artikel 13. 

Es wird vereinbart, daß dieſes Abkommen nicht dahin auszulegen iſt, daß es in irgend einer 
Weiſe die Rechte und Verpflichtungen im Intereſſe der Gebiete regelt, die zu einem ſouveränen Staate 
gehören oder ſeiner Schutzherrſchaft unterſtehen, gleichviel ob dieſe Staaten im einzelnen Vertragsſtaaten 
ſind oder nicht. 

Artikel 14. 

Keine Stelle in den vorhergehenden Artikeln kann dahin ausgelegt werden, daß ſie in irgend einer 
Weiſe die Rechte oder Pflichten eines „ in ſeiner Eigenſchaft als Mitglied des Völkerbundes 
berührt. ; 
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Artikel 15. 

Dieſes Abkommen, deſſen franzöſiſcher und engliſcher Wortlaut in gleicher Weiſe maßgebend iſt, 
trägt das Datum vom heutigen Tage und iſt bis zum 31. Oktober 1924 jedem Staate, der auf der Genfer 
Konferenz vertreten war, jedem Mitgliede des Völkerbundes ſowie jedem Staate zur Unterzeichnung zu⸗ 
gängig, dem der Rat des Völkerbundes zu dieſem Zweck einen Abdruck dieſes Abkommens überſendet. 

Artikel 16. 

Dieſes Abkommen iſt von der Ratifikation abhängig. Die Ratifikationsurkunden find dem General- 
ſekretär des Völkerbundes zu überſenden, der alle Signatar- oder beitretenden Staaten von der Hinterlegung 
der Urkunden in Kenntnis ſetzt. 

Artikel 17. 

Vom 1. November 1924 ab kann jeder Staat, der auf der Genfer Konferenz vertreten geweſen 
iſt, jedes Mitglied des Völkerbundes und jeder Staat, dem der Rat des Völkerbundes zu dieſem Zweck 
eine Ausfertigung übermittelt, dieſem Abkommen beitreten. 

Dieſer Beitritt erfolgt durch ein Schriftſtück, das dem Generalſekretär des Völkerbundes zwecks 
Hinterlegung in den Archiven des Sekretariats überſandt wird. Der Generalſekretär jest alle Signatar⸗ 
oder beitretenden Staaten von dieſer Hinterlegung unverzüglich in Kenntnis. 


Artikel 18. 


Dieſes Abkommen tritt erſt in Kraft, nachdem es von drei Staaten ratifiziert worden iſt. Es wird 
am neunzigſten Tage nach Eingang der dritten Ratifikationsurkunde beim Generalſekretär des Völkerbundes 
in Kraft treten. Später wird dieſes Abkommen für jede der Parteien 90 Tage nach dem Empfang der 
Ratifikationsurkunde oder der Mitteilung über den Beitritt wirkſam. 

Dieſes Abkommen wird am Tage ſeines Inkrafttretens gemäß den Beſtimmungen des Artikels 18 
der Satzung des Völkerbundes vom Generalſekretär eingetragen werden. 


Artikel 19. 
Der Generalſekretär des Völkerbundes wird ein bejonderes Protokoll führen, das unter Berück⸗ 
ſichtigung des Artikels 21 nachweiſt, welche Parteien dieſes Abkommen unterzeichnet oder ratifiziert haben, 


ihm beigetreten ſind oder es aufgekündigt haben. Dieſes Protokoll iſt den Mitgliedern des Völkerbundes 
jederzeit zugängig und wird ſo oft wie möglich gemäß den Anweiſungen des Rats veröffentlicht werden. 


Artikel 20. 


Vorbehaltlich der Beſtimmungen des Artikels 11 dieſes Abkommens kann dasſelbe von jeder der 
Parteien nach Ablauf von 5 Jahren nach dem Datum ſeines Inkrafttretens für die betreffende Partei auf⸗ 
gekündigt werden. Die Kündigung muß in Form einer ſchriftlichen Mitteilung erfolgen, die an den General- 
ſekretär des Völkerbundes zu richten iſt. Eine Abſchrift dieſer Mitteilung, die alle anderen Parteien von 
dem Tage ihres Einganges der Mitteilung in Kenntnis ſetzt, wird dieſen ſofort durch den Generalſekretär 
überſandt werden. i 

Die Kündigung wird ein Jahr nach dem Tage wirkſam, an dem ſie beim Generalſekretär eingeht 
und gilt nur für den Staat, der ſie ausſpricht. 


Artikel 21. 

Jeder Staat, der dieſes Abkommen unterzeichnet oder ihm beitritt, kann entweder im Augenblick 

ſeiner Unterzeichnung bezw. ſeiner Ratifizierung oder ſeines Beitrittes erklären, daß ſeine Annahme des 
Abkommens entweder für einige oder für ſämtliche ſeiner Schutzſtaaten, Kolonien, Ueberſeebeſitzungen oder 
Gebiete, die ſeiner Souveränität oder Autorität unterſtehen, nicht verbindlich iſt und kann ſpäter gemäß 
Artikel 17 geſondert im Namen eines dieſer durch dieſe Erklärung ausgeſchloſſenen Schutzſtaaten, Kolonien, 
überſeeiſchen Beſitzungen oder Gebiete beitreten. 
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Die Kündigung kann ebenfalls getrennt für jeden Schutzſtaat, jede Kolonie, überſeeiſche Beſitzung 
oder Gebiet erfolgen; die Beſtimmungen des Artikels 20 finden auf dieſe Kündigung Anwendung. 
Artikel 22 i 
Die Durchſicht dieſes Abkommens kann von einem Drittel der Vertragsſtaaten zu jeder Zeit ver⸗ 
langt werden. i 5 
Zu Urkund deſſen die nachgenannten Bevollmächtigten dieſes Abkommen unterzeichnet haben. 


Geſchehen in Genf, am neunten Dezember neunzehnhundertdreiundzwanzig in einer einzigen Aus⸗ 
fertigung, die in den Archiven des Sekretariats des Völkerbundes hinterlegt bleibt. 


Oeſterreich Emerich Pflügl 
Belgien Kavier Neujean 
Kaiſerreich Britannien H. Llewellyn Smith 
Chile Francisco Rivas Bicuna 
Dänemark A. Holck⸗Colding 
Freie Stadt Danzig Bohdan Winiarski 
Spanien Gmo. Brockmann 
Griechenland A. Politis 
D. G. Phocas 

Ungarn 8 Walter 
Italien Paolo Bignami 
Litauen Dobkevieius 
Polen Bohdan Winiarski 
Königreich der Serben, Kroaten und 

Slovenen B. Voukovitch 
Uruguay a B. Fernandez y Medina 


Für Richtigkeit der Abschrift 
i. A. des Generalſekretärs 
Der Direktor der Rechtsabteilung. 


Unterzeichnungsprototoll 
des Abkommens, betreffend die Durchleitung der elektriſchen Kraft. 


f Im Augenblick der Vornahme der Unterzeichnung des Abkommens über die Durchleitung der 
elektriſchen Kraft, das am heutigen Tage abgefchloffen. wurde, find die ordnungsmäßig bevollmächtigten Unter⸗ 
zeichneten über folgendes übereingekommen: 

Das Abkommen enthält keine Verpflichtung für einen Vertragsſtaat, den Eigentümern oder Unter⸗ 
nehmern von Leitungen, die der Durchleitung von elektriſcher Kraft dienen, auf ſeinem Gebiet eine günſtigere 
Behandlung zu gewähren als den Eigentümern oder Unternehmern von Leitungen, die der Weiterleitung von 
elektriſcher Kraft im Innern des Landes dienen. f 

Das Abkommen gilt nicht für Leitungen, die ausſchließlich zur Übermittlung von Zeichen und 
Worten dienen. N f 
Hin Dieſes Protokoll hat dieſelbe Wirkſamkeit, Gültigkeit und Dauer wie das am heutigen Tage 
zeſchloſſene Abkommen und wird als ein zu ihm gehöriger Teil angeſehen. . 

Zu Urkund deſſen die nachgenannten Bevollmächtigten dieſes Protokoll unterzeichnet haben. 
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Geſchehen in Genf, am neunten Dezember neunzehnhundertdreiundzwanzig in einfacher Ausfertigung, 
die in den Archiven des Sekretariats des Völkerbundes hinterlegt wird; eine beglaubigte Abſchrift wird 
allen Staaten, die auf der Konferenz vertreten waren, überſandt werden. 
(Es folgen die Unterſchriften, wie fie unter dem Abkommen ſtehen). 
Für Richtigkeit der Abſchrift 
i. A. des Generalſekretärs 
Der Direktor der Rechtsabteilung. 


91 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
betr. Anderungen der Eiſenbahn⸗Bau⸗ und Betriebsordnung vom 4. November 1904 (Reichs⸗ 
geſetzbl. 1904 S. 387). Vom 4. 11. 1925. 
Artikel J. 
Die Eiſenbahn⸗Bau⸗ und Betriebsordnung vom 4. November 1904 wird wie folgt geändert: 
Im 8 54 (4) werden die Worte „von 61 bis 80 km nicht über 52 Wagenachſen“ geſtrichen und 
erſetzt durch folgende Worte: 
von 61 bis 70 km nicht über 56 Wagenachſen 
" 71 1 8⁰ 1 77 " 52 7 
Artikel II. 
Der Senat wird ermächtigt, Anderungen der Eiſenbahn⸗Bau⸗ und Betriebsordnung im Wege der 
Verordnung vorzunehmen. 
Artikel III. 
Dieſes Geſetz tritt in Kraft am Tage ſeiner Verkündung. 


Danzig, den 4. November 1925. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Runge. 


8 


Verordnung. 
Vom 10. 11. 1925. 


Auf Grund des 8 13 des Geſetzes über Fürſorge für Kleinrentner vom 23. Februar 1923 
— Geſetzbl. S. 341 — wird folgendes beſtimmt: 
N Die Beſtimmung des Art. 8 Abſatz 3 der Ausführungsverordnung zum Geſetz über Fürſorge 
fürn Kleinrentner vom 9. 3. 1923 — Geſetzbl. S. 342 — wird dahin geändert, daß hinter das Wort 
„Arbeit“ die Worte: „und Beſitz“ eingefügt werden. i 


Danzig, den 10. November 1925. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Wiercinski. 


Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig Ausgabe A u. B je 3,00 G, b) für 
den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil 1 Ausgabe A u. B je 2,25 G, c) He den Staatsanzeiger für die Freie 
Stadt Danzig Teil II 3,00 G. Beſtellungen haben bei der zuſtändigen Poſtanſtalt zu erfolgen. Für Beamte ſtehe 
Staatsanz. f. 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 1,80 G, zu b) 1,20 G. ; 

Einrückungsgebühren betragen für die zweigeſpaltene Zeile oder deren Raum — 0,40 Gulden. a 
Belegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


